
Sachverhalt: 

Der nichteheliche Sohn nahm seinen Vater auf Kindesunterhalt in Anspruch. Dabei ging es um die 
Frage, ob der Kindertagesstättenbeitrag vom Kindesvater zusätzlich zum Elementarunterhalt geschul-
det war. Der BGH hat seine bisherige Rechtsprechung hierzu erneut geändert. 

Die Feindifferenzierung danach, ob die Kindertagesstätte der Erziehung des Kindes dient oder der 
Mutter nur die Erwerbstätigkeit ermöglichen soll, lässt in der Zukunft weitere Streite über die systema-
tische Einordnung des Unterhalts erwarten. 

Aus dem Urteil: 

Der Senat ist bisher allerdings davon ausgegangen, dass der Beitrag für den halbtägigen 
Kindergartenbesuch grundsätzlich keinen Mehrbedarf eines Kindes begründet. Der halbtägige Besuch 
eines Kindergartens sei heutzutage die Regel, so dass es sich bei dem hierfür zu zahlenden Beitrag 
um Kosten handele, die üblicherweise ab Vollendung des dritten Lebensjahres eines Kindes anfielen. 
Diese Kosten seien durch die Sätze der Düsseldorfer Tabelle jedenfalls bis Dezember 2007 gedeckt, 
bei denen es sich um Pauschalen handele, mit denen die durchschnittlichen, über einen längeren 
Zeitraum anfallenden Lebenshaltungskosten eines Kindes der betreffenden Altersstufe bestritten 
werden könnten. 
(…..)

An dieser Auffassung hält der Senat nicht fest. (….) 
Das sächliche Existenzminimum und dem folgend der Mindestbedarf eines Kindes beinhalten deshalb 
nicht die für den Kindergartenbesuch aufzubringenden Kosten. Für den Betreuungs- und 
Erziehungsbedarf des Kindes, der über den existentiellen Sachbedarf hinaus notwendiger Bestandteil 
des familiären Existenzminimums ist (BVerfGE 99, 216 ff. = FamRZ 1999, 285, 287 f., 290), sind 
vielmehr zusätzliche Mittel zu veranschlagen. Die dem System der Bedarfsfestlegung immanente 
Abgrenzung dieses Bedarfs von demjenigen des sächlichen Bedarfs betrifft nicht nur den für ein Kind 
aufzubringenden Mindestunterhalt, sondern auch den bei günstigeren Einkommensverhältnissen des 
Barunterhaltspflichtigen geschuldeten höheren Unterhalt. Auch den Mindestunterhalt übersteigende 
Unterhaltsbeträge decken grundsätzlich keinen wesensverschiedenen Aufwand ab, sondern zielen 
aufgrund der abgeleiteten Lebensstellung des Kindes auf eine Bedarfsdeckung auf höherem Niveau. 
Danach ist die Annahme aber nicht gerechtfertigt, in höheren Unterhaltsbeträgen seien Kosten für den 
Besuch eines Kindergartens teilweise enthalten (vgl. Wendl/Klinkhammer aaO § 2 Rdn 275; a.A. OLG 
Frankfurt NJW-RR 2006, 1303; Reinken FPR 2008, 90, 92; Scholz FamRZ 2006, 737, 740 und Maurer 
FamRZ 2006, 663, 669). (….) 

Kindergartenbeiträge bzw. vergleichbare Aufwendungen für die Betreuung eines Kindes in einer kind-
gerechten Einrichtung sind in den Unterhaltsbeträgen, die in den Unterhaltstabellen ausgewiesen sind, 
unabhängig von der sich im Einzelfall ergebenden Höhe des Unterhalts nicht enthalten. Das gilt sowohl 
für die Zeit vor dem 31.12.07 als auch für die Zeit nach dem Inkrafttreten des Unterhaltsänderungs-
gesetzes 07 am 01.01.08 (Aufgabe der Senatsurteile vom 14. März 07 - XII ZR 158/04 - FamRZ 07, 
882, 886 und vom 05.03.08 - XII ZR 150/05 - FamRZ 08, 1152, 1154). Die in einer Kindereinrichtung 
anfallenden Verpflegungskosten sind dagegen mit dem Tabellenunterhalt abgegolten. 
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Die Bemessung des Mehrbedarfs begegnet allerdings der Höhe nach Bedenken. (….)

Aus den Abrechnungen für April, Oktober und November 2006 wird erkennbar, dass der Kläger in der 
Kindertagsstätte mittags verpflegt worden ist, was zu einem höheren Entgelt geführt hat. Da die Kosten 
der Verpflegung indessen mit dem Tabellenunterhalt abgegolten sind, liegt in Höhe der hierfür 
ersparten Aufwendungen kein Mehrbedarf vor (vgl. hierzu auch Viefhues ZFE 2008, 284, 286 und 
Bißmaier BGH-Report 2008, 747 f.) (…..) 

Für das weitere Verfahren weist der Senat auf Folgendes hin: 

Für den Mehrbedarf des Klägers haben beide Elternteile anteilig nach ihren Einkommensverhältnissen 
aufzukommen (Senatsurteil vom 5. März 2008 - XII ZR 150/05 - FamRZ 2008, 1152, 1154). Vor der 
Gegenüberstellung der jeweiligen Einkommen ist bei jedem Elternteil grundsätzlich ein Sockelbetrag in 
Höhe des angemessenen Selbstbehalts abzuziehen. Durch einen solchen Abzug werden bei 
erheblichen Unterschieden der vergleichbaren Einkünfte die sich daraus ergebenden ungleichen 
Belastungen zugunsten des weniger verdienenden Elternteils relativiert (vgl. Senatsurteil vom 31. 
Oktober 2007 - XII ZR 112/05 - FamRZ 2008, 137, 140; Wendl/Klinkhammer aaO § 2 Rdn. 294 ff. 
m.w.N.). Im Übrigen begegnet es keinen Bedenken, vor der Berechnung der jeweiligen 
Haftungsanteile zu berücksichtigen, dass die Mutter für die höheren Lebenshaltungskosten in der 
Schweiz sowohl für den Kläger als auch für sich selbst aufzukommen hat (vgl. zur Bedarfskorrektur 
Wendl/Dose aaO § 9 Rdn. 24 a, 27). 
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